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Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Wetzlar hat am . . . . . . folgende Richtlinie der Stadt Wetzlar für den Einsatz derivativer Finanzinstrumente beschlossen:


1.
Geltungsbereich


Diese Richtlinie gilt für den Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten (Derivate) für das Kreditportfolio (Investitions- und Kassenkredite) der Stadt Wetzlar.

2.
Rechtsgrundlagen


Die Berechtigung zum Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten ergibt sich aus der in Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz (GG) enthaltenen kommunalen Selbstverwaltungs-garantie. Die Ermächtigung zur Aufnahme und Umschuldung von Investitions- und Kassenkrediten ergibt sich aus dem sechsten Teil der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der derzeit geltenden Fassung. 


Regelungen der Haushalts- und Kassenwirtschaft ergeben sich aus der Gemeindehaushaltsverordnung Doppik und Gemeindekassenverordnung jeweils einschließlich der Verwaltungsvorschriften in derzeit geltenden Fassung.

Die „Richtlinien zu kommunalen Anlagegeschäften und derivativen Finanzierungsinstrumenten des Landes Hessen“ vom 18.02.2009 in Verbindung mit dem Schreiben des Hessischen Minister des Innern und für Sport vom 31.07.2009 (Geschäftszeichen IV 24 – 15 i 01.08 StAnz. 11/2009, S. 701) - Anlage 1 -   legen Mindeststandards zum Einsatz von Derivaten fest.
3.
Einsatz von Derivaten

3.1 Ziele

Die Ziele des aktiven Zinsmanagements, das auch den Einsatz von Derivaten umfasst, sind insbesondere 
· sparsame und wirtschaftliche Gestaltung bestehender oder künftig abzuschließender Kredite
· Liquiditäts- und Zinsänderungsrisiken vermeiden
· Sicherung von Zinskonditionen auch für die Zukunft
· Optimierung des Zinsaufwandes

3.2 Anforderungen an den Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten
· Derivate dürfen ausschließlich im Rahmen des Zinsmanagements zur Sicherung und Optimierung der Kreditportfolien eingesetzt werden. Es gelten uneinge-schränkt die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit.
· Derivative Finanzierungsinstrumente (Derivate) sind nur als Zinssicherungs-geschäfte für bestehende Kredite oder für beabsichtigte Kreditaufnahmen im Rahmen einer beschlossenen Investitionsplanung zulässig.
· Es sind nur auf Euro lautende Anlagen zulässig.
· Als Vertragspartner kommen nur Institutionen in Frage, bei denen aufgrund der rechtlichen Gegebenheiten oder ausreichender Einlagesicherung kein Verfall in Betracht kommt.

· Das aktive Zinsmanagement erfordert eine regelmäßige und intensive Beobachtung der Zins-, Geld- und Kapitalmärkte. Aufgrund von Marktbeobachtung und –analyse ist eine Einschätzung zur Zinsentwicklung (Zinsmeinung) vorzunehmen, auf deren Grundlage Zinssteuerungsmaßnahmen durchgeführt werden.

· Folgende Derivate dürfen – einzeln oder kombiniert in einem Geschäft – eingesetzt werden:

1. Finanz-Swaps, Forward Rate Agreements

2. Zinsbegrenzungsgeschäfte (Cap, Floor u. ä.), Swap-Optionen – Kauf von Optionen und Verkauf bestehender Optionsrechte

3. Zinsbegrenzungsgeschäfte (Cap, Floor u. ä), Swap-Optionen – Verkauf von Optionen (Eingehung von Stillhaltepositionen)

·   Beim aktiven Zins- und Schuldenmanagement ist auch der Einsatz von
     strukturierten Darlehen, wie z. B. Forward-Darlehen, Darlehen mit
     Gläubigerwandlungsrecht, zulässig.


3.3 Aufbau- und Ablauforganisation

3.3.1 Marktbeobachtung und Risikoüberwachung

Die Leiter der Kämmerei und der Stadtkasse überwachen, ggf. mit ihren Mitarbeitern, 
die Zinsrisiken des Kreditportfolios und übernehmen die Marktbeobachtung.


3.3.2 Entscheidungsfindung

Bei Bedarf werden auf Basis der Marktbeobachtung und Risikoüberwachung Entscheidungsvorlagen zum Abschluss von Derivaten durch den zuständigen Amtsleiter erstellt.  Der Kämmerer entscheidet über die durchzuführenden Maßnahmen und beauftragt die Verwaltung mit der Umsetzung.
Dem günstigsten Angebot ist grundsätzlich der Zuschlag zu erteilen.


Um sicher zu stellen, dass die Konditionen eines Derivats marktgerecht sind, sind mindestens 3 Vergleichsangebote bei verschiedenen Banken einzuholen. Dem günstigsten Angebot ist grundsätzlich der Zuschlag zu erteilen.


3.3.3 Verwaltung


Zum Geschäftsabschluss sind nur Personen berechtigt, denen eine entsprechende Vollmacht für Handelsgeschäfte erteilt wurde. Die schriftliche Geschäftsbestätigung durch die Bank ist rechtsverbindlich gegenzuzeichnen. Mit den Geschäftspartnern soll neben dem Einzelvertrag auch ein einheitlicher Rahmenvertrag über die Abwicklung der Derivatgeschäfte abgeschlossen werden. Der Abschluss der Geschäfte und deren Abwicklung sind gemäß dem Vieraugenprinzip durchzuführen.


 
Jeder Geschäftsabschluss ist mit nachstehenden Daten zu erfassen:

· Produktart (z. B. Abschluss eines Doppelswaps)

· Konditionen, wie Zinssatz, Optionsprämie, etc.

· Laufzeit

· Fälligkeit

· Portfolio, für welches der Geschäftsabschluss erfolgte (Kassen/Investitionskredit)

· Kontrahent (Bank)

· Datum des Geschäftsabschlusses

· Nebenabreden

· fortlaufende Nummer


Die abgeschlossenen Derivate sind von der Verwaltung regelmäßig zu überwachen, um auf Veränderungen im Marktumfeld reagieren zu können. 
Der Kämmerer ist über wesentliche Zinsveränderungen unverzüglich zu informieren.

3.3.4 Berichtswesen

Es wird jährlich ein Bericht über das Zinsmanagement erstellt und der Stadtverordnetenversammlung vorgelegt. In diesem sind die durchgeführten Maßnahmen im Rahmen des Kreditportfoliomanagements zusammengestellt. 
4.
Inkrafttreten


Die Richtlinie tritt am . . . . . . . . in Kraft.
Wetzlar, den ………………….
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Oberbürgermeister

Glossar1
Das Forward Rate Agreement (FRA) ist ein außerbörsliches Zinstermingeschäft. Zwei Vertragsparteien vereinbaren, an einem in der Zukunft liegenden Zeitpunkt einen Betrag zu zahlen. Dieser Betrag errechnet sich aus der Differenz zweier Zinssätze – dem heute vereinbarten Vertragszinssatz (FRA-Satz) und dem zukünftigen Marktzinssatz (Referenzzinssatz) –, bezogen auf einen bestimmten Nominalbetrag und eine festgelegte zukünftige Periode (Absicherungsperiode). Ein Austausch des Nominalbetrags findet nicht statt.
Der Swap ist eine vertragliche Vereinbarung über den Austausch von Zahlungsströmen auf der Basis eines zu Grunde liegenden Nominalbetrages.
Beim reinen Zinsswap vereinbaren zwei Vertragsparteien, Zinszahlungsströme (Zins- Cash-Flows) zu bestimmten Zeitpunkten auszutauschen. Zur Berechnung dieser Zahlungen wird neben Zinssätzen – dem Swapsatz und dem Referenzzinssatz – ein fiktiver Nominalbetrag zugrunde gelegt. Referenzzinssätze können sich auf unterschiedliche 


- Börsenplätze (z.B. EURIBOR)


- Währungen (z.B. EUR, USD)


- Laufzeiten (z.B. 3-Monats-EURIBOR, 6-Monats-EURIBOR)

etc. beziehen.
Caps und Floors sind Optionsgeschäfte in Form vertraglich festgelegter Individualvereinbarungen. Sie bieten eine Begrenzung des Zinsänderungsrisikos durch Festschreibung eines Maximal- oder Minimalzinssatzes gegen Zahlung einer Prämie. Dabei sichert ein Cap den Käufer gegen steigende Zinssätze, ein Floor gegen sinkende Zinsen.

Ein Cap ist die vertragliche Vereinbarung einer Zinsobergrenze (Basispreis, Strike).Durch den Kauf eines Cap schützt sich der Käufer vor einem möglichen Zinsanstieg. Der Verkäufer eines Cap verpflichtet sich, gegen Erhalt einer Prämie immer dann Ausgleichszahlungen an den Käufer des Cap zu leisten, wenn der Referenzzinssatz(z. B. 6-Monats-EURIBOR) am Fixingtag über dem vereinbarten Basispreis des Cap

liegt.

Ein Floor ist die vertragliche Vereinbarung einer Zinsuntergrenze (Basispreis). Durch den Kauf eines Floor sichert sich der Käufer dieses Instruments einen Mindestzinssatz

Der Verkäufer eines Floor geht gegen Erhalt einer einmaligen Prämie die Verpflichtung ein, eine Ausgleichszahlung zu leisten, wenn der Referenzzinssatz am Fixingtag unter dem Basispreis des Floor liegt.
Eine Swaption ist eine Option auf ein Swapgeschäft.

Der Käufer einer Swaption erwirbt gegen Zahlung einer Prämie das Recht, bei Ausübung der Option mit dem Verkäufer ein Swapgeschäft zu zuvor bestimmten Konditionen abzuschließen. Ist hingegen ein Barausgleich vorgesehen, so erhält der Käufer den Wert der Swaption in bar. Dafür zahlt der Käufer eine Optionsprämie. Laufzeit und Basispreis der Swaption können entsprechend den Bedürfnissen des Kunden gewählt werden.
Eine Stillhalteposition ist eine Position, die durch den Verkauf eines Derivates entsteht. Der Verkäufer (Stillhalter) verpflichtet sich, gegen Empfang einer Prämie (Optionsprämie, Optionspreis), auf Anforderung des Käufers den vereinbarten Basiswert in einer bestimmten Menge zu einem im Voraus vereinbarten Preis (Basispreis) zu liefern (Kaufoption, Call) oder zu beziehen (Verkaufsoption, Put).

1 Quelle: Basisinformationen über Finanzderivate, Bankverlag Köln
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